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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. erinnert daran, dass das Europäische Institut für Gleichstellungsfragen nicht nur bei der 

Förderung der Geschlechtergleichstellung sowie der Berücksichtigung von 

Gleichstellungsfragen in sämtlichen Politikbereichen der EU und den entsprechenden 

einzelstaatlichen Maßnahmen, sondern auch bei der Beseitigung der Diskriminierung aus 

Gründen des Geschlechts und der Sensibilisierung der Bürgerinnen und Bürger der EU für 

Gleichstellungsfragen eine wichtige Rolle spielt; betont, dass angesichts der Ziele und der 

Aufgabe des Instituts eine gesonderte einschlägige Stelle im institutionellen Rahmen 

erforderlich ist;  

2. hebt hervor, dass 2011 das erste vollständige Tätigkeitsjahr des Instituts war, da es erst 

seit Juni 2010 finanziell und verwaltungstechnisch unabhängig ist;  

3. begrüßt es, dass in einer beispiellosen Initiative mit den weiteren in Vilnius ansässigen 

EU-Einrichtungen (dem Informationsbüro der Kommission und des EP) gemeinsame 

Räumlichkeiten gesucht und gefunden wurden; ist der Auffassung, dass das unlängst 

eröffnete EU-Haus sich als zweckmäßig erwiesen hat und Synergieeffekte fördern, die 

Außenwirkung der EU steigern sowie zu stärkerer Kostenersparnis und -teilung beitragen 

wird; 

4. weist darauf hin, dass der Rechnungshof betätigt hat, dass der Jahresabschluss des 

Instituts über einen Haushalt von 7 530 000 EUR in allen wesentlichen Punkten ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Finanzlage des Instituts zum 

31. Dezember 2011 vermittelt und dass die Haushalts- und Kassenvorgänge des Instituts 

für das Haushaltsjahr 2011 im Einklang mit seiner Haushaltsordnung stehen;  

5. bringt seine Befriedigung darüber zum Ausdruck, dass der Rechnungshof die dem 

Jahresabschluss des Instituts für das Haushaltsjahr 2011 zugrunde liegenden Vorgänge in 

allen wesentlichen Punkten für rechtmäßig und ordnungsgemäß erklärt hat;  

6. nimmt die Bemerkung des Rechnungshofes zur Kenntnis, der zufolge 50 % der gesamten 

Mittelbindungen 2011 übertragen wurden; fordert das Institut auf, sich darum zu 

bemühen, die Mittelübertragungen schrittweise abzubauen, damit sie im Interesse der 

Einhaltung des Haushaltsgrundsatzes der Jährlichkeit auf ein annehmbares Maß 

zurückgehen;  

7. nimmt die Bemerkung des Rechnungshofes zur Kenntnis, der zufolge die Dokumentation 

der körperlichen Bestandsaufnahme des Anlagevermögens sowie der Schätzung der 

antizipativen Passiva verbessert werden muss; stellt diesbezüglich fest, dass das Institut 

sich verpflichtet hat, für eine ordnungsgemäße Vermögensverwaltung zu sorgen und die 

Schätzung der antizipativen Passiva zu verbessern; 

8. begrüßt die verbesserte Inanspruchnahme der Stellen des Stellenplans, die zum 
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reibungslosen Funktionieren des Instituts beiträgt;  

9. begrüßt, dass am Institut ein Ressourcen- und Dokumentationszentrum eingerichtet 

wurde, das eine in Europa einzigartige Quelle institutionellen und methodologischen 

Wissens in Gleichstellungsfragen darstellt; 

10. begrüßt, dass im zweiten Ex-ante-Bewertungsbericht des Instituts der Schwerpunkt auf 

den spezifischen Zielen und Tätigkeiten des Instituts liegt;  

11. hält die Tätigkeit des Instituts zum geschlechtsspezifischen Ansatz und zum Ausbau des 

Frauenanteils in Führungspositionen durchaus für wichtig, zumal dieser Ausbau in den 

jüngst veröffentlichten Kommissionsdokumenten zur Gleichstellung gefordert wird, etwa 

im „Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den 

nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter 

Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen“ (COM(2012)0614) und 

der Kommissionsmitteilung „Gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an 

wirtschaftlichen Führungspositionen – ein Beitrag zu intelligentem, nachhaltigem und 

integrativem Wachstum“ (COM(2012)0615); 

12. ist auf der Grundlage der derzeit verfügbaren Daten der Ansicht, dass dem Direktor des 

Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen Entlastung für die Ausführung des 

Haushaltsplans des Instituts für das Haushaltsjahr 2011 erteilt werden kann. 
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